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DDR-Aktivitäten in internationalen Organisationen

Das Recht im Dienst des Friedens 
und des sozialen Fortschritts
In den 35 Jahren ihres Bestehens hat die Deutsche Demokra­
tische Republik immer wieder aufs neue bewiesen, daB in ihr 
die Politik des Friedens, der friedlichen Koexistenz und der 
Völkerverständigung durch die Verfassung zur Staatspolitik 
erhoben worden 1st. Als Mitglied der UNO und ihrer Spezial­
organisationen tritt sie gleichberechtigt und konsequent für 
die Erfüllung der Ziele und Grundsätze der Vereinten Natio­
nen ein. Gesellschaftliche Organisationen der DDR sind ak­
tive Mitglieder in internationalen nicfatstaatiichen Organisa­
tionen, und Vertreter der DDR wirken in internationalen 
Wissenschaftlergremien zur Durchsetzung der Politik des Frie­
dens und des gesellschaftlichen Fortschritts mit.

Die Redaktion nimmt den 35. Jahrestag der Gründung der 
DDR zum Anlaß, die Leser der „Neuen Justiz" in Gesprächen 
mit namhaften Repräsentanten über die Aktivitäten der DDR 
ln Internationalen Organisationen und Gremien zu informie­
ren, deren Tätigkeitsfeld Fragen des Staates und des Rechts 
sind. Wir eröffnen die Reihe mit einem Interview mit dem 
Präsidenten des Obersten Gerichts der DDR, Dr. Dr. h. c. Hein­
rich T p e p l i t z ,  Präsident der Vereinigung der Juristen 
der DDR, Mitglied des Büros und des Sekretariats der Inter­
nationalen Vereinigung Demokratischer Juristen.

Herr Präsident, im Juli dieses Jahres begeht die Vereini­
gung der Juristen der DDR ihren 35. Jahrestag und ebenso­
lange währt ihre Mitgliedschaft in der Internationalen Ver­
einigung Demokratischer Juristen. Würden Sie bitte den Cha­
rakter und das gesellschaftliche Anliegen dieser internatio­
nalen Juristenorganisation erläutern? Welche Gründe waren 
für den Beitritt unserer Juristenvereinigung maßgebend?

Die Gründungskonferenz unserer Juristenvereinigung fand 
am 16. Juli 1949 statt Nachdem bereits im Januar 1949 Ver­
treter der vorbereitenden Initiativgruppe auf einer Ratsta­
gung der Internationalen Vereinigung Demokratischer Juri­
sten (IVDJ) die Grundsätze des neuen demokratischen Rechts 
der damaligen sowjetischen Besatzungszone dargelegt hat­
ten, erfolgte die Aufnahme der inzwischen konstituierten 
Juristenvereinigung in die IVDJ im Oktober 1949 in Rom, 
kurz nach der Gründung der DDR. Die Möglichkeit des Bei­
tritts zur IVDJ wurde, wie es in einem Bericht heißt, in un­
serer Juristenvereinigung „freudig begrüßt“, da die Ziele der 
internationalen Vereinigung mit denen der antifaschistischen 
Juristen der DDR voll übereinstimmten.

Die IVDJ war 1946 im Ergebnis des Kampfes der Anti- 
Hitler-Koalition als eine Vereinigung demokratischer Juri­
sten mit antifaschistischer Zielsetzung gegründet .worden. 
Initiatoren ihrer Gründung waren namhafte Juristen aus den 
Ländern der Anti-Hitler-Koalition, die am Nürnberger Pro­
zeß gegen die nazistischen Hauptkriegsverbrecher teilnahmen. 
Ihr Statut enthielt die Aufgaben, für die Bestrafung der 
Kriegsverbrecher zu sorgen, den Faschismus auszurotten und 
die errungenen demokratischen Rechte zu verteidigen. Die 
IVDJ stellte sich das Ziel, das Recht in den Dienst des Frie­
dens und des sozialen Fortschritts zu stellen. Sie orientierte 
stets auf die strikte Einhaltung des Völkerrechts. Solche Prin­
zipien wie Gleichheit im internationalen Leben, Nichteinmi­
schung in die inneren Angelegenheiten anderer Staaten und 
Anerkennung der legitimen Rechte der Völker wurden theo­
retisch und praktisch mit vielfältigen Aktivitäten unterstützt.

Welchen Einfluß hatte die weltpolitische Entwicklung in den 
vergangenen 35 Jahren auf diese ursprüngliche Zielsetzung 
der IVDJ?

Im Laufe ihres Wirkens entwickelte sich die IVDJ in Über­
einstimmung mit den fortschrittlichen und Friedenskräften 
der Welt aus einer antifaschistisch-demokratischen zu einer 
antiimperialistischen' Juristenorganisation, der progressive 
Juristen aus allen Teilen der Welt angehören. Damit er-
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streckte sich ihre Aktivität auf die Unterstützung der um ihre 
Unabhängigkeit kämpfenden Völker und der nationalen Be­
freiungsbewegungen mit politisch-juristischen Mitteln; das 
schloß zahlreiche Solidaritätsaktionen für die Opfer der im­
perialistischen Aggressionen, für verfolgte Demokraten und 
Freiheitskämpfer ein. Der Kampf der Entwicklungsländer ge­
gen die neokolonialistische Ausbeutung durch imperialistische 
Staaten stellte die Notwendigkeit der Schaffung einer neuen 
internationalen Wirtschaftsordnung auf die Tagesordnung. 
Den damit verbundenen völkerrechtlichen Problemen wid­
mete die IVDJ große Aufmerksamkeit. Das geschah z. B. auf 
ihrem XI. Kongreß in Malta 1980 und auf einem Kolloquium 
in Mexiko 1982.

Zusammenfassend möchte ich sagen, daß die IVDJ die ein­
zige universelle Juristenorganisation ist, die einen Teil der 
umfassenden antiimperialistischen und Friedensbewegung 
bildet. Ihr Wirken mit spezifischen juristischen Mitteln ist 
ein würdiger Beitrag zur positiven Veränderung des Kräfte­
verhältnisses in der Welt. Daraus ergibt sich, daß die Gründe, 
die 1949 für den Beitritt unserer Juristenvereinigung in die 
IVDJ maßgebend waren, heute mehr denn je Gültigkeit ha­
ben.

Was würden Sie, Herr Präsident, als hervorhebenswerte 
Aktivitäten der IVDJ in den zurückliegenden 35 Jahren 
kennzeichnen, und worin bestand der Beitrag der VdJ der 
DDR?

Die prinzipielle Orientierung der IVDJ in ihrer Entwicklung 
habe ich bereits dargelegt. Aus ihren vielfältigen Aktivitä­
ten, an denen die Juristenvereinigung der DDR teilnahm, 
möchte ich hier nur einige hervorheben, die noch heute von 
aktueller Bedeutung sind.

So hat die IVDJ ihren Beitrag zum Zustandekommen der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
geleistet. Ihr IX. Kongreß beschloß im Juli 1970 in Helsinki 
eine Resolution, in der die Vorschläge der finnischen Regie­
rung für die Durchführung einer europäischen Sicherheits­
konferenz begrüßt wurden. Sie enthielt zugleich die Forde­
rung, daß alle europäischen Länder, Insbesondere ohne Dis­
kriminierung die DDR, daran gleichberechtigt teilnehmen. Mit 
der Resolution wurde auch der Vorschlag unterstützt, eine 
Konferenz der Juristen Europas über die juristischen Aspekte 
der europäischen Sicherheit und der Zusammenarbeit der 
Länder unseres Kontinents durchzuführen. Diese Konferenz 
fand auf Einladung unserer VdJ im September 1971 in der 
Hauptstadt der DDR, Berlin, statt und gestaltete sich zu einem 
einmütigen Bekenntnis für die Schaffung eines Sicherheits­
systems in Europa, das sich auf das Völkerrecht, insbesondere


